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An das 

Bundesministerium für Finanzen 

H immelpfortgasse 4-8 

1015 W I E N 

Betr.: GZ.FS-ll0/13-III/9/84 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Finanzstraf­
gesetz geändert wird 

Im Nachhang zu seiner Stellungnahme vom 18.September 1984 

übermittelt der Österreich ische Rechtsanwaltskammertag in der 

Anlage die Stellungnahme der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer. 

Beilage 

Wien, am 2200ktober 1984 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

DroSCHUPPICH 
Präsident 
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\ Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in Graz 
' ... Salzamtsgasse 3'IV . 8011 Graz . Postfach 557 . Telefon (0316) 80290 (700290) 
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Obige Nummer bei Rückantworten erbet�n 

An den 
Ö sterreichi sch en 
Rechtsanwaltskammertag 

Rotenturmstr. 13 
.. �Lo,:1o . Wien 

Graz� am 12. September 1984 
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dt.2l. 338/84, Entwurf eines Bun��,;.�g�·�etzes ;'''"''111±�?� . 
das Finanzstrafgesetz geändert wird 
Re!.: Präs.Dr.Leo Kaltenbäck 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

In offener Begutachtungsfrist ( Ende 18.9.1984) erstattet 

der Ausschuß der Stmk. Rechtsanwaltskamrner nach Fühlung­

nahme mit dem Referenten der W iener Kammer, Herrn Dr.Klaus 

Hoffmann, nachstehendes 

G u t  a c h t e n 

Die Neufassun� des § 17 Abs. 2 lit . a ) des Finanzstrafge­

setzes in der Leztfassung BGBl. 113/83 wird strikte abge­

lehnt., mit folgender Begründung: 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vorn 14.12.1983 
G 34/83-10 den § 17 Abs. 2 lit. a FinStrG. fHr verfassungs­

widrig erklärt. Die für verfassungswidrig erklärte Bestim­

mung lautet wörtlich: "Dem Verfall unterliegen: a ) die Sachen, 

hinsichtlich derer das Finanzvergehen begangen wurde, samt 

Umschließungen;". Der Verfassungsgerichtshof erblickt in die-
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ser Bestimmung eine Nebenstrafe, dle ohne .Rücksicht auf 

den Grad des Verschuldens und die Röhe des bewirkten Scha-

dens einen festen St�efsatz �n ex�e8siver Höhe erreichen 

kann und damit dem Gleichheitsgebo+ WidersprichT. In den 

Griinden des Erkenntnisses ist darauf verwiesen, daß bei Ab­

gabenverkUrzungen von nicht einmal S 2.000,-- eine Werter­

sa+zstrafe von S 685.048,-- verhä.ngt wurde und daß solche 

Ti:5_ßverhäl tni 8se keine Einzelfälle sind. Aus Erfahrlmg ist 

bekannt, daß beim -Einfuhrschmuggel verhä.l tnismäßig gering­

wertigeritiaren teure Kraftfahrzeuge als Umschließungen mit 

für verfallen erklärt werden. Es ist weiter bekannt, daß 

beiT sogenannten Durchfuhrschmuggel, bei welchem wirtschaft­

lich gesehen, der Staat überhaupt keinen Schaden erleidet, 

an.gesichts der ständigen Rechtssprechung, die den im Dllrch­

fuhrschmuggel mitenthaltenden Einfuhrschmuggel als schuld­

begründend ansieht, enorme Werte für verfallen erklärt wer­

den_ Z.B. beim Durchfuhrsch.muggel von Modeschmuck, Schmuck, 

Edelmetallen in Barren, Fotomaterial und Zigaretten, die 

in den letzten Jahren das Zollamt Graz als Finanzstrafbe­

hörde I. Instanz beschäftigt haben. Die GrUnde, die der 

VerfassungsQ"erichtshof ins Treffen fUhrt, sind daher wohl 

erwogen. 

Im Geset2esen�Jrf wird nunmehr die Absicht des Verfassungs­

gerichtshofes praktisch lJ.mgangen, wenn vorgesehen ist, daß 

dem Verfall nach wie vor Sch..'Jl.uggelgut und Umschließ1mgen 

unterlie!?,en sollen, sobald der strafbestimmende Wertbetrag 

wenigstens ein Zehntel der fUr seine Ermittlun.g maßgebenden 

Bemessungsgrundlage fUr die,vom Schmuggel gut zu entrichtenden 

Umsatzsteuer beträgt. Schon damit wird die Absicht. die der 

Verfassungsgerichtshof hat.te, nämlich, die Nebenstrafe dem 

Verschulden und dem Schaden flexibel anzupassen, praktisch 

zunichte gemacht. Mehr noch, im Nachsatz wird gesagt, daß, 

wenn vom Verfall abgesehen werden muß, der Ubrigens nach 

wie vor auch die Umschließung betrifft, die angedrohte Geld­

strafe u..rn 50 % hinaufgesetzt werden kann. Dam! t karln der Er­

folg des Wegfalls des Verfalls mehr als kompensiert werden. 
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Im Prinzip kommt der C'-esetzesentwurf darauf h5. naus, dem Ver­

fassungsgebot zuwid€'rz11handeln� wonach der Wille des Verfas­

sungsgerichtRhofes von den Behörden, die betroffen sind, 

durchzusetzen 1st. Im Gegenteil, auf diese Art wUrde die 

Le�üslati ve den Willen des Verfassungsger1chtshofes vereiteln. 

'"8i.n so] ches Unt.erfangen kann ntcht gebilLi gt werden. Am be­

sten 11!äre es, den Verfall als Nebenstrafe Uberhaupt zu be­

seitigen, d.h. die aufgehobene Gesetzesbestimmung Uberhaupt 

nicht zu erneuern.·Wenn man aber etwas Heues bringen will, 

dann kann es nur so geschehen, daß tiber das Ausmaß des Ver­

falls und des Wertersatzes na.ch dem Grade des Verschuldens 

und nach dem Grade des Schadens, den die Finanzverwaltung 

erlitten hat, flexibel nach billigem Ermessen und proportional 
zu entscheiden ist. 

FUr den Ausschuß der Stmk. Rechtl"'anwaltskammer 

mit vorzliglicher kollegialer Hochachtung 

Der,Präsideni:: 

I 
. /. I 

;' i 11/ J 

/1 .. /l�/', {i I � t .' I ' , , i ,  . " .!.' 
(Dr.1I KaI t.enbäck ) 

NS.: TTnter. pinem lep'en w:ir. Thnen ein Schreiben einel'" auf 

ctiesern Gehiet. e sehr ver s i e rt en QechtsanwAltes in 

1:i'ot.okon5e bei. 
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